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1. Einleitung

“Unequal participation spells unequal influence – a major dilemma for repre-
sentative democracy” (Lijphart, 1997, 1). Mit dieser Aussage fasst Lijphart die
Relevanz der Beteiligungsforschung zusammen und verdeutlicht, weshalb die
Analyse der Partizipationsgründe1 und -unterschiede ein zentrales politikwis-
senschaftliches Thema darstellt. So haben zwar in der Schweiz de jure alle
volljährigen Staatsbürgerinnen und Staatsbürger2 (mit einigen Ausnahmen) die
Möglichkeit, sich zu beteiligen, dennoch sind ihre Teilnahmebedingungen de
facto nicht identisch (Lutz, 2006, 48). Zentrale Einflüsse auf die tatsächliche
individuelle Partizipation hat die Beteiligungsforschung bisher insbesondere in
den Ressourcen, in der Motivation und in der sozialen Einbindung der Individuen
eruiert (Verba et al., 1995).

Die Beteiligungsforschung hat sich lange Zeit (fast) ausschliesslich auf die
Wahlbeteiligung konzentriert (Barnes und Kaase, 1979b), dieser wird entspre-
chend auch viel wissenschaftliche Aufmerksamkeit zuteil (Matsusaka und Palda,
1999). Ein deutlich seltener erforschter Bereich der Politikwissenschaft stellt die
Partizipation an direktdemokratischen Abstimmungen dar – diese fand in der
internationalen Partizipationsforschung aufgrund der lange Zeit in vielen Staa-
ten fehlenden direkten Beteiligungsmöglichkeiten deutlich weniger Beachtung
(Szczerbiak und Taggart, 2004, 565). In der Schweiz hingegen nimmt einerseits
die Forschung zur direkten Demokratie insgesamt eine deutlich prominentere
Rolle ein als in anderen Staaten (Feld und Kirchgässner, 2000; Vatter, 2000, 175),
was durch die weitreichenden Beteiligungsmöglichkeiten, ihre häufige Nutzung
und ihren grossen Einfluss auf das politische System erklärt werden kann (Hug,
1994; Trechsel, 2007). Andererseits zeigt sich die Abstimmungsbeteiligung in
der Schweiz nur schon aufgrund der niedrigen durchschnittlichen Beteiligung
als relevanter Forschungsbereich. So liegt zum Beispiel die durchschnittliche
Beteiligung bei eidgenössischen Abstimmungen seit dem Jahr 2000 bei 45.3 Pro-
zent (BFS, 2013b) und lässt somit viel Raum für Erklärungen. Folglich liegt das
Ziel dieser Studie in der Erklärung der individuellen Abstimmungsbeteiligung

1 Beteiligung und Partizipation werden in dieser Studie synonym verwendet.
2 In der Folge werden wo möglich neutrale Begriffe verwendet. Wird ausnahmsweise nur die

männliche Form genannt, ist die weibliche Form jeweils eingeschlossen.
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1. Einleitung

in der Schweiz – wobei wie in Kürze definiert wird, ein spezieller Aspekt der
Partizipation an Abstimmungen im Zentrum steht.

1.1. Definition der Abstimmungsbeteiligung

Die Analyse der Abstimmungsbeteiligung bedarf vorgängig der Definition von
Beteiligung, von direkter Demokratie sowie der Abstimmungsbeteiligung als
Kombination der beiden Konzepte. Kaase (1994, 442) versteht unter Partizipa-
tion „alle Handlungen, die Bürger einzeln oder in Gruppen freiwillig mit dem
Ziel vornehmen, Entscheidungen auf den verschiedenen Ebenen des politischen
Systems (...) zu beeinflussen und/oder selbst zu treffen“. Diese häufig zitierte
Definition schliesst neben der Wahlteilnahme unter anderem auch die Teilnahme
bei Volksabstimmungen und an Demonstrationen, aktive oder passive Mitglied-
schaft in Verbänden sowie direkte Einflussversuche auf Vertreter der Legislative
oder Exekutive ein (Kohout, 2002, 6). Diese verschiedenen Beteiligungsformen
lassen sich (unter anderem) in verfasste und unverfasste Partizipationsmöglich-
keiten einteilen, wobei Erstere die Partizipationsformen innerhalb eines politisch-
institutionellen Rahmens, Letztere die Partizipationsformen ausserhalb dessen
beinhalten (Kohout, 2002, 8).

Die Definition der direkten Demokratie erfolgt üblicherweise im Vergleich
zur repräsentativen Demokratie. So erklären Schiller und Mittendorf (2002, 12f),
dass direkte Demokratie nicht als Gegenstück zur repräsentativen Demokratie
verstanden werden sollte und dass sie demnach keine eigene Demokratieform
in Konkurrenz zur repräsentativen Demokratie darstellt. Vielmehr sind die di-
rektdemokratischen Instrumente in den „Gesamtrahmen des politischen Systems
eingebettet“ (Schiller und Mittendorf, 2002, 36), durch welchen sie beeinflusst
werden und den sie selber beeinflussen (Kirchgässner, 2010; Kost, 2013; LeDuc,
2001). Folglich sollte die Terminologie korrekterweise zwischen repräsenta-
tiven Demokratien ohne und solchen mit direktdemokratischen Institutionen
unterscheiden. Der in der Schweiz üblichen Terminologie folgend wird das re-
präsentative schweizerische System mit direktdemokratischen Institutionen als
‘halbdirekte Demokratie’ bezeichnet (siehe zum Beispiel Linder (2012) und
Vatter (2014)). Des Weiteren weist der Begriff ‘direkte Demokratie’ sowohl eine
normative als auch eine deskriptive Verwendung auf. Das Ideal der klassischen
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Konzeption direkter Demokratie besteht aus einem System von unmittelbaren
Volksabstimmungen, durch die alle politischen Entscheidungen getroffen werden.
Dadurch werden alle Entscheidungen durch einen Mehrheitsentscheid des Vol-
kes gefällt, was eine uneingeschränkte Entscheidungsmacht der Bürger mit sich
bringt und der Exekutive eine rein administrative Rolle zuweist (Budge, 1996,
37). In einer deskriptiven, den verbreiteten Formen der direkten Demokratie
näher kommenden Definition sieht Kost (2013, 24) die „direkte Demokratie
[...] grundsätzlich erst einmal [als] ein Zusammenspiel von unterschiedlichen in
den jeweiligen Verfassungen und Gesetzen festgeschriebenen Mitwirkungs- und
Mitbestimmungsrechten der Bürgerinnen und Bürger und [...] [als] unmittelbare
Einwirkung in einem politischen System auf eine bestimmte Entscheidung”.
Sehr treffend ist die Definition von Schiller und Mittendorf (2002, 12f), die
ebenfalls vor allem auf die Wichtigkeit der Einbettung in das jeweilige politische
System hinweisen, zusätzlich die Verlagerung von einzelnen Entscheidungen in
die Stimmbürgerarena betonen und schliesslich die Themenbezogenheit als Ker-
nelement hinzufügen. Dadurch grenzen sie Wahlentscheidungen oder allgemein
personelle Entscheidungen (zum Beispiel durch eine Möglichkeit zur Abbe-
rufung) ausdrücklich von der direkten Demokratie ab. Entsprechend eröffnen
direktdemokratische Instrumente sowie die halbdirekte Demokratie Bürgern und
Interessengruppen zusätzliche Optionen zu denjenigen, die ihnen repräsentative
Systeme bereitstellen (Kriesi und Wisler, 1996).

Diese Studie stellt wie erwähnt die Analyse der Abstimmungsbeteiligung
in den Mittelpunkt, die für die Schweiz als Teil des politisch-institutionellen
Rahmens zu den verfassten Partizipationsformen gezählt werden kann. Als solche
ist eine bestimmte Ähnlichkeit zur zentralen, am häufigsten untersuchten Form
der verfassen Partizipation – der Wahlbeteiligung – zu erwarten.

1.2. Relevanz der Forschung zur Abstimmungsbeteiligung in der Schweiz

Die im vorangehenden Kapitel beschriebenen erwarteten Ähnlichkeiten der De-
terminanten der Abstimmungsbeteiligung zur Wahlbeteiligung wirft die Frage
auf, worin die Relevanz der Partizipationsforschung einerseits liegt und wieso
andererseits die Unterscheidung zwischen Beteiligung an Wahlen und Abstim-
mungen von Bedeutung sein sollte. Diese Fragen können gemäss Grofman et al.
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(1999) sowie Lutz (2006) auf verschiedene demokratietheoretische Debatten
zurückgeführt werden: Inwiefern ist politische Beteiligung von Individuen re-
levant? Inwiefern sind Beteiligungsunterschiede zwischen den Individuen rele-
vant? Inwiefern haben Beteiligungsunterschiede bei Wahlen und Abstimmungen
Konsequenzen auf die Policy-Outputs? Und inwiefern unterscheiden sich diese
Konsequenzen zwischen den beiden Partizipationsformen? Diesen Fragen wird
innerhalb dieses Kapitels nachgegangen. Zudem soll schliesslich die Frage be-
antwortet werden, inwiefern es Sinn macht, die Abstimmungsbeteiligung in der
Schweiz zu untersuchen.

1.2.1. Inwiefern ist Beteiligung von Individuen relevant?

Bezüglich der ersten Frage, inwiefern und wieso politische Beteiligung insgesamt
relevant und erwünscht ist, erachten alle demokratietheoretischen Schulen ein
Mindestmass an Partizipation für notwendig – es stellt quasi ein Definitions-
merkmal von Demokratien dar (Schmidt, 2010, 17). Bezüglich des erwünschten
Ausmasses an Beteiligung lassen sich jedoch deutlich unterschiedliche Posi-
tionen feststellen. Am ausgeprägtesten sind diesbezüglich die Positionen der
elitären Demokratietheorie einerseits und der partizipatorischen Demokratie-
theorie andererseits, die in der Folge besprochen werden.

Die elitäre oder realistische Demokratietheorie – berühmt sind hier insbesonde-
re dieWerke von Joseph Schumpeter undMaxWeber – betont die Outputfunktion
der Politik, also die Fähigkeit eines Staates, die bestmöglichen Ergebnisse zu
erzielen (Kuhn, 2011, 72). Schumpeter erachtet die Volksherrschaft, wie sie
zahlreiche Demokratietheoretiker befürworten, als Illusion, da die tatsächlichen
Entscheidungen in der Realität immer von einer kleinen Elite gefällt werden. Dies
sei insofern auch richtig, als die Bürger als Ganzes nicht in der Lage seien, sinn-
volle Entscheidungen zu treffen (Held, 1996, 185). Weil aber die Hauptaufgabe
jedes Staates im Finden der bestmöglichen Problemlösungen liege, soll sich das
Mitwirken der Bürgerschaft lediglich auf die Auswahl der entscheidenden Eliten
beschränken (Cunningham, 2002; Held, 1996; Kornelius und Roth, 2004; Kuhn,
2011). Dabei soll die Elite so ungehindert wie möglich ihrer Tätigkeit nachgehen
können: „They [the voters] must not withdraw confidence too easily between
elections and they must understand that, once they have elected an individual,
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political action is his business“ (Schumpeter, 1976, 295). Der Wettbewerb um
die Macht innerhalb der Elite und die Gefahr einer Nichtwiederwahl sorgen
dennoch dafür, dass die Herrschenden ihre Macht nicht missbrauchen (Held,
1996, 157f). Die Wähler verfügen in Schumpeters Augen nicht über die notwen-
digen Anforderungen, die an rational und allgemeinwohlorientiert handelnde
Individuen gestellt werden, und können zudem relativ leicht beeinflusst werden.
Deshalb profitiert das politische System und die Gesellschaft als Ganze davon,
wenn sich nur so viele Individuen beteiligen, wie nötig sind, um eine sinnvolle
Auswahl der Eliten sicherzustellen (Schmidt, 2010, 186f). Durch diese Beschrän-
kung der politischen Beteiligung der Bürger auf die Auswahl der Elite wird der
Partizipation jeder intrinsische Wert abgesprochen. Direkte Demokratie erachtet
die elitäre Schule zudem aufgrund der möglichen Manipulation der Massen
durch eine Minderheit als nicht sinnvoll (Held, 1996, 185f). Entsprechend ist
politische Beteiligung der Individuen nur insoweit relevant, als sie die Auswahl
der Entscheidungsträger legitimiert und den Machtwettbewerb aufrechterhält.

Eine andere Vorstellungen von Partizipation verfolgt die partizipatorische
Demokratietheorie, indem sie viel stärker auch die Inputkomponente der Partizi-
pation und das Ideal einer möglichst umfassenden „Beteiligung möglichst vieler
an möglichst vielem“ (Kornelius und Roth, 2004, 20) betont. Partizipation soll
demnach nicht nur der öffentlichen Willensbildung und einer hohen Transparenz
dienen. Vielmehr fördert sie die Erziehung der Bürger zu Staatsbürgern durch
regelmässige Diskussionen und friedliche Auseinandersetzungen, verstärkt ihre
Integration in die Demokratie und führt zu einer grösseren Lebensqualität und zu
moralischem Wachstum (Barber, 1984; Kornelius und Roth, 2004, 20; Pateman,
1970; Schmidt, 2010, 238). Somit ist für die partizipatorische Demokratietheorie
Partizipation viel mehr als eine Methode zur Auswahl der Eliten, sie ist „ein
Wert an sich” (Habermas et al., 1969).

Die empirische Forschung bestätigt diesbezüglich sowohl Aspekte der eli-
tistischen als auch der partizipatorischen Theorie. Zum Beispiel verdeutlichen
zahlreiche Studien, dass die Bürger in der Tat häufig über wenig Informationen
zu den allgemeinen politischen Vorgängen oder zu relevanten Abstimmungen
verfügen (Bowler et al., 1998; Campbell et al., 1960; Christin et al., 2002; Gru-
ner und Hertig, 1983; Passy, 1993). Andererseits findet das partizipatorische
Argument, wonach mehr Partizipation auch zu mehr Informationen auf Seiten
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der Bürger und zu Staatsbürgerkompetenzen führt, in verschiedenen Studien
für die USA (Cronin, 1989; Smith, 2002; Tolbert et al., 2003), die EU (Benz
und Stutzer, 2002), die Schweiz (Frey, 1994; Kirchgässner et al., 1999) oder
allgemein (Michels, 2011) Unterstützung. Erklärt wird dies üblicherweise durch
die zusätzlichen Anreize für die Bürger, sich zu informieren, sowie für die Eli-
ten, Informationen bereitzustellen und zu verbreiten (Cronin, 1989; Feld und
Kirchgässner, 2000; Frey, 1994; Kirchgässner et al., 1999).

1.2.2. Inwiefern sind Beteiligungsunterschiede zwischen den Individuen
relevant?

Inwiefern erachten die beiden Demokratieschulen demnach Unterschiede in der
Beteiligung als relevant? Ist es von Bedeutung, welche Personen partizipieren
und welche nicht? Um diese Frage zu beantworten geht Scharpf (1970, 21) von
einem politischen System aus, „das politische inputs (insbesondere artikulierte
Interessen) aus seiner gesellschaftlichen Umwelt aufnimmt und zu politischen
outputs (insbesondere verbindlichen Entscheidungen) verarbeitet”.3 Aus einer
elitistischen Sichtweise kann die Output-orientierte Legitimität als „govern-
ment for the people” verstanden werden, die in erster Linie die Fähigkeit, das
Allgemeinwohl zu fördern, beinhaltet (Scharpf, 1970, 21; Scharpf, 1999, 16).
Dabei ist es insofern weniger von Bedeutung, wer sich an Wahlen beteiligt, als
die Repräsentanten unabhängig vom konkreten Willen der Bürger die objektiv
bestmöglichen Entscheidungen treffen. Solange sich daher genügend Personen
beteiligen, um den Machtkampf innerhalb der Elite aufrechtzuerhalten und die
Repräsentanten zu bestimmen, sind die Anzahl und die Präferenzen der Partizi-
pierenden irrelevant (Scharpf, 1970). Aus einer elitistischen, Output-orientierten
Sichtweise sind die Möglichkeiten für Verzerrungen des Outputs durch eine
ungleiche Beteiligung an Wahlen entsprechend minimal.

Bei der Input-orientierten Legitimität, die entsprechend durch „government by
the people” entsteht, widerspiegeln die politischen Entscheide dagegen den Wil-
len der Bürger möglichst direkt (Scharpf, 1970, 21; Scharpf, 1999, 16). Relevant
sind dabei insbesondere die Faktoren Partizipation und Konsens: Problemlö-
sungen werden dadurch gefunden, dass betroffene Personen oder ihre engen

3 Hervorhebungen durch den Autoren.
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Vertreter durch Diskussionen und Beratungen zu einem Ergebnis gelangen, das
„im gemeinsamen Interesse [aller Betroffenen] liegt” und dem entsprechend
alle zustimmen können (Scharpf, 1999, 17). Dieses Konzept beinhaltet jedoch
bei einer grossen Anzahl Betroffener einen Zielkonflikt zwischen der Nähe von
Vertretern und Vertretenen und der Findung eines Konsenses. Entweder findet
eine kleine Gruppe von Vertretern eine Konsenslösung oder eine grosse Gruppe
Direktbetroffener entscheidet mittels Mehrheitsentscheid – beides ist kaum mög-
lich (Scharpf, 1999, 17).4 Relevant ist bei diesem Verständnis der Legitimität
die adäquate Teilnahme aller Betroffener oder ihrer Vertreter an der Entschei-
dungsfindung, da ihre Interessen sonst nicht adäquat berücksichtigt werden und
keinen Eingang in den Output finden (Lijphart, 1979; Lutz, 2006). So kann
bei der Input-orientierten Sichtweise ein verzerrter Input durch Nichtteilnahme
bestimmter Bevölkerungsgruppen eine verzerrte Vertretung der Interessen nach
sich ziehen. Jedoch enthält das repräsentative System durch die Erbringung von
Verhandlungslösungen einerseits die Möglichkeit, durch Kompensationsleistun-
gen konsensnahe Entscheidungen zu treffen (Henke, 2011), und hat andererseits
den Auftrag, die bestmöglichen Lösungen für alle zu finden und entsprechend
auch die Interessen von Minderheiten miteinzubeziehen. Damit sich ein durch
Nichtbeteiligung bei Wahlen verzerrter Input in einen verzerrten Policy-Output
übersetzt, müssen daher einige Bedingungen erfüllt sein (Lutz und Marsh, 2007).
So müssen sich die Präferenzen der Wähler und Nichtwähler in relevanter Weise
unterscheiden, wobei diese Differenzen entweder direkt durch die Gewählten
oder indirekt über die Informationen, welche die Wahlresultate bezüglich politi-
schen Präferenzen enthalten, ins politische System übermittelt werden müssen
(Lutz und Marsh, 2007). Zudem müssen diese Unterschiede die Repräsentan-
ten in ihren Policy-Entscheidungen beeinflussen, was dann realistisch ist, wenn
angenommen wird, dass sich Politiker insbesondere ihren Wählern verpflichtet
fühlen (Lijphart, 1979; Lutz, 2006, 2007). Insgesamt zieht Lutz (2007) aber

4 Radikaldemokratische Modelle der Partizipation widersprechen diesem Zielkonflikt und erachten
stattdessen objektiv richtige Entscheidungen als möglich (Scharpf, 1970, 26; Schmidt, 2010).
Bei Rousseaus Konzeption der volonté générale zum Beispiel besteht die Souveränität aus dem
Gemeinwillen und kann entsprechend nicht repräsentiert werden (Kobach, 1994, 64). Da alle
Repräsentanten unumgänglich einem Partikularwillen folgen, ist eine möglichst umfassende
Beteiligung zur Erkennung des Gemeinwillens nötig (Kirchgässner et al., 1999). Zwar liegt die
Bürgerschaft in ihren Entscheidungen nicht immer richtig, sie verfolgt jedoch immer das richtige
Ziel (Schmidt, 2010).
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aus diesen Bedingungen die Erkenntnis, dass in der repräsentativen Arena das
Parlament selbst bei verzerrter Beteiligung und verzerrter Zusammensetzung
die Möglichkeit hat, ausgeglichene, auch die Interessen der Nichtwählenden
wahrende Policy-Entscheidungen zu fällen.

Die empirische Forschung liefert bezüglich der Frage, ob sich die Präferenzen
von Wählern und Nichtwählern unterscheiden, widersprüchliche Resultate (Lutz
und Marsh, 2007, 630). Während zum Beispiel Teixeira (1992) und Wolfinger
und Rosenstone (1980) kaum Unterschiede in den Präferenzen der Wähler und
Nichtwähler finden, machen andere Autoren (siehe zum Beispiel Bennett und
Resnick (1990); Gant und Lyons (1993); Shaffer (1982); Studlar und Welch
(1986)) bei den Nichtwählern eine stärkere Präferenz für Wohlfahrtspolitik aus
(Lijphart, 1997; Lutz und Marsh, 2007). Auch bezüglich der Auswirkungen
auf die Parlaments- und Regierungszusammensetzung finden sich gemischte
Resultate. Armingeon (1994, 56) zum Beispiel stellt fest, dass Veränderungen in
der Wahlbeteiligung kaum Folgen für die Zusammensetzung von Regierungen
oder für die ‘Stabilität von politischen Kräfteverhältnissen’ haben, während
Tawfik und Horber (2010, 75) bei den eidgenössischen Wahlen von 1995 bis
2007 stärkere Präferenzen der Nichtwähler je nach Jahr für die SP, die SVP
oder beide Polparteien auf Kosten der moderaten Rechten finden. Bezüglich
der effektiven Auswirkungen auf die Policy-Outputs finden jedoch verschiedene
Autoren nur geringe Einflüsse (Gant und Lyons, 1993; Shaffer, 1982; Studlar
und Welch, 1986).

Insgesamt schliessen Grofman et al. (1999, 63) aus diesen notwendigen Be-
dingungen für einen Einfluss auf den Output, dass es beinahe unmöglich ist zu
bestimmen, inwiefern sich ein Policy-Output durch eine höhere Wahlbeteiligung
verändert hätte. Im Unterschied dazu ermöglicht die direktdemokratische Arena
den Bürgern direktere Einflüsse auf die Policy-Outputs, da deren Entscheide
nicht durch die repräsentative Arena moderiert werden (Lutz, 2006).5 Wenn die
Präferenzen für und gegen eine Vorlage gleichmässig verteilt sind, wird diejenige
Seite gewinnen, die eine grössere Anzahl Gleichgesinnter mobilisieren kann.
Dadurch sind potentiell grosse Verzerrungen möglich. Während bei Wahlen
also selbst bei verzerrter Beteiligung und verzerrter Zusammensetzung des Par-

5 Je nach Aufbau des politischen Systems und nach Rechtsform des Entscheids ist jedoch eine
Einflussnahme der Parlamente oder Gerichte möglich.
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laments die Möglichkeit von ausgeglichenen Policies besteht, übertragen sich
Verzerrungen in der Beteiligung bei Abstimmungen direkt auf den Policy-Output
(Lutz, 2006, 2007). Demnach sind die Konsequenzen von Verzerrungen durch
ungleiche Beteiligung auf die Ergebnisse bei Abstimmungen potentiell deutlich
grösser als bei Wahlen.

Bezüglich der Schweizer Abstimmungen stellt Di Giacomo (1993, 266ff)
empirisch fest, dass sich bei 20 Prozent der Vorlagen der 1980er Jahren die
Präferenzen der Nichtstimmenden von den Präferenzen der Stimmenden unter-
scheiden und dass in 10 Prozent der Vorlagen das Resultat anders hätte lauten
können, wenn sich die Nichtstimmenden beteiligt hätten. Die Präferenzen zwi-
schen Wählern und Nichtwählern dürfen jedoch nicht direkt verglichen werden,
weil sich Nichtwähler häufig noch wenig Gedanken zum Thema gemacht haben
und nicht informiert sind (Lijphart, 1979; Lutz und Marsh, 2007). Unter Be-
rücksichtigung dieser Einschränkungen finden auch Lutz und Marsh (2007, 630)
Evidenz dafür, dass sich die Präferenzen der Stimmenden und Nichtstimmenden
sowie der Informierten und Nichtinformierten teilweise unterscheiden. In 35
Prozent aller von ihnen untersuchten Abstimmungen finden sich signifikante Un-
terschiede in den Präferenzen zwischen Stimmenden und Nichtstimmenden, in 41
Prozent zwischen Informierten und Nichtinformierten und in 17 Prozent sowohl
zwischen Stimmenden und Nichtstimmenden als auch zwischen Informierten
und Nichtinformierten. Eine vollständige Teilnahme hätte die Zustimmung um
maximal 10 Prozentpunkte verändert, während der Informationseffekt sogar zu
einer Veränderung des Ergebnisses um bis zu 25 Prozentpunkte hätte führen
können (Lutz und Marsh, 2007). Bei vollständiger Beteiligung oder Information
wären drei Vorlagen anders ausgegangen, wobei vor allem die ‘Jahrhundert-
Abstimmung’ 1992 zum EWR zu nennen ist, die bei vollständiger Information
der Bürger angenommen worden wäre (Lutz und Marsh, 2007, 630).

Zusammenfassend kann die Relevanz der Forschung zur Abstimmungsbeteili-
gung auf die Frage zurückgeführt werden, ob eine unvollständige Beteiligung
andere Ergebnisse liefert als eine vollständige Partizipation. Während die elitisti-
sche Demokratietheorie diese Frage kaum für relevant hält, da sie der direkten
Demokratie insgesamt schlechte Ergebnisse zuschreibt, hat aus einer Input-
orientierten Sichtweise die Frage, wer sich beteiligt und wer abstinent bleibt,
deutliche Auswirkungen auf das Ergebnis von Abstimmungen und folglich auf
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den Policy-Output. Wird daher – der Situation in der Schweiz entsprechend – die
Möglichkeit von direktdemokratischen Abstimmungen als gegeben erachtet, wird
die Abstimmungsbeteiligung durch ihre möglichen Einflüsse auf die Resultate
auch aus einer Output-orientierten Sicht relevant.

1.2.3. Vor- und Nachteile der Untersuchung der Abstimmungsbeteiligung
anhand der Schweiz

Schliesslich stellt sich die Frage nach den Vor- und Nachteilen einer Untersu-
chung der Abstimmungsbeteiligung anhand der Schweiz. Dagegen spricht, dass
die Schweiz gemäss Bogdanor (1994, 24) „the exception to almost every genera-
lization” darstellt. Die direkte Demokratie ist in der Schweiz breit akzeptiert und
ihren Institutionen wird eine unüblich grosse Bedeutung zugemessen (Feld und
Kirchgässner, 2000; Vatter, 2000, 175), während sich zum Beispiel in der EU
keine Mehrheiten dafür finden lassen (Armingeon, 2009, 433). In den meisten
Staaten stellen Abstimmungen daher etwas Seltenes, Aussergewöhnliches dar,
weshalb die Leute keine eigentliche ‘Übung’ im Abstimmen entwickeln (Lay-
cock, 2013, 3). Aufgrund dieser Unterschiede ist eine Verallgemeinerung der
Resultate aus der Schweiz schwierig.

Wie jedoch in Kürze anhand des aktuellen Forschungsstandes gezeigt werden
wird, gestalten sich international vergleichende Studien zur direkten Demokratie
aufgrund der unterschiedlichen Ausgestaltung der direktdemokratischen Institu-
tionen in den einzelnen Staaten ebenfalls schwierig und sind entsprechend selten
(Bühlmann et al., 2003). Aus diesem Grund werden die direkte Demokratie und
die Beteiligung an direktdemokratischen Verfahren mehrheitlich anhand von
einzelnen Staaten untersucht. Wenn jedoch einzelne Länder untersucht werden
müssen, bietet sich der schweizerische Kontext gerade wegen der angesproche-
nen Sonderstellung der direkten Demokratie zur Untersuchung an. Nirgendwo
sonst werden auf nationaler Ebene so viele Volksabstimmungen durchgeführt
wie in der Schweiz. Zwischen 1900 und 1993 fand ungefähr die Hälfte aller welt-
weit auf nationaler Ebene durchgeführten Volksabstimmungen in der Schweiz
statt (Butler und Ranney, 1994a). Da in dieser Studie nicht die Beteiligung an
einer spezifischen Abstimmung, sondern die Teilnahme an mehreren Abstim-
mungen – in der Folge als Abstimmungsneigung bezeichnet und in Kapitel 2.1
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definiert – untersucht werden soll, stellen regelmässig und häufig stattfindende
Abstimmungen eine notwendige Bedingung für die Fallauswahl dar. Zudem ist
die Schweiz einer der Staaten mit der niedrigsten Wahl- und Stimmbeteiligung
überhaupt, wodurch sich erstens die Relevanz der Forschung zur Nichtbeteili-
gung vergrössert (Lutz und Marsh, 2007, 630) und andererseits das Sample der
Nichtteilnehmenden eine beachtliche Grösse aufweist.

Daher ist vielleicht weniger der erste Teil des bereits erwähnten Zitats von
Bogdanor (1994, 24) zentral, sondern eher der zweite, bisher noch unerwähn-
te: „Switzerland, the exception to almost every generalization, can be regarded
indeed as a test case, illustrating the implications of taking the idea of popular
sovereignty seriously.“ Die Schweiz stellt somit nicht das perfekte Untersu-
chungsfeld für vereinzelte direktdemokratische Abstimmungen dar, kann aber
sehr wohl zur Untersuchung der Beteiligung im Rahmen von regelmässigen
Volksabstimmungen herangezogen werden.

1.3. Forschungsstand

Nachdem die Begrifflichkeiten und die Relevanz des Forschungsthemas diskutiert
worden sind, soll nun der Forschungsstand zur Beteiligung an direktdemokra-
tischen Abstimmungen besprochen werden. Beginnend mit einem Überblick
über die internationale Forschung wird anschliessend separat die Forschung
in der Schweiz vorgestellt, die sich aufgrund der speziellen Ausprägungen der
direktdemokratischen Elemente in der Schweiz und vor allem auch durch deren
regelmässige Nutzung auf nationaler Ebene insbesondere in ihrem relativen Um-
fang von der internationalen Forschung unterscheidet. Dabei sollen einerseits die
zentralen Erklärungsansätze der bisherigen Forschung zur Abstimmungsbeteili-
gung verdeutlicht und andererseits bestehende Forschungslücken identifiziert
werden.

1.3.1. Internationaler Forschungsstand zur Beteiligung an
direktdemokratischen Abstimmungen

Die internationale Partizipationsforschung interessiert sich traditionell haupt-
sächlich für Wahlbeteiligung, was zum Beispiel Szczerbiak und Taggart (2004,
565) beklagen: „[T]he academic literature on ballot turnout tends to be focused
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on explaining election rather than referendum turnout.“6 Die Forschung zur
Abstimmungsbeteiligung konzentriert sich entsprechend nicht überraschend auf
diejenigen Staaten, in denen direktdemokratische Verfahren entweder häufig
durchgeführt werden oder zur Beantwortung wichtiger Fragen herangezogen
worden sind. Ausserhalb der Schweiz sind dies üblicherweise insbesondere die
USA, die zwar als eines der einzigen Länder auf Ebene der Nationalstaaten
nie ein Referendum durchgeführt haben, in mehreren Bundesstaaten direktde-
mokratische Verfahren jedoch häufig nutzen (Ranney, 1978). Im Zentrum der
Beteiligungsforschung stand in den USA lange Zeit das drop-off, also die Ent-
haltung einzelner Bürger bei einem Teil der Wahlen und Abstimmungsvorlagen.
Diese nehmen darum in den USA eine wichtige Stellung ein, weil Abstimmungen
häufig zeitgleich mit Wahlen stattfinden, wodurch die direkt durch die Volksab-
stimmungen bedingte Beteiligung schwierig zu messen ist (Hertig, 1981, 13).
In Europa erhält die direkte Demokratie insbesondere in Kombination mit der
Entwicklung der Europäischen Union eine besondere Relevanz, indem sie „als
wesentliches Vehikel [gilt], um das oft thematisierte Demokratiedefizit” der EU
abzubauen (Wagschal, 2007, 41). Dementsprechend sorgen insbesondere die
Entscheidungen im Rahmen von Beitritten zur EU und der Anerkennung der EU-
Vertragswerke für eine stärkere Verbreitung von Volksabstimmungen in Europa
und zu entsprechender Forschung (Hug und Sciarini, 2000; Wagschal, 2007).

Die Präsentation des Forschungsstands bezüglich der Abstimmungsbeteili-
gung nimmt bereits eine theoretische Verortung der Hauptresultate der Studien
vorweg, indem die Studien entlang ihrer Hauptergebnisse präsentiert werden.
So basiert die traditionelle Wahl- und Abstimmungsforschung üblicherweise
auf dem mikrosoziologischen Ansatz, dem sozialpsychologischen Ansatz und
dem Modell des rationalen Wählers (Hardmeier, 1995; Klöti und Linder, 1998,
132). Während zuerst diejenigen Studien vorgestellt werden, welche die Unter-
schiede in der Abstimmungsbeteiligung deskriptiv aufzeigen oder diese mit der
Wahlbeteiligung vergleichen und demnach institutionelle Gründe für die Unter-
schiede herausstreichen, sollen anschliessend diejenigen Studien wiedergegeben
werden, welche die individuellen Unterschiede in der Abstimmungsbeteiligung
zuerst durch mikrosoziologische oder sozialpsychologische, anschliessend durch
Rational-Choice-Faktoren erklären.

6 Hervorhebungen durch die Autoren.
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1.3 Forschungsstand

1.3.1.1. Institutionelle Einflüsse auf die Abstimmungsbeteiligung

Bereits 1978 präsentieren Butler und Ranney (1978b) in ihrem Sammelband
diverse Artikel, welche die Referendumstätigkeit in zahlreichen europäischen
und aussereuropäischen Staaten beschreiben und analysieren. Bezogen auf die
Stimmbeteiligung weisen die Autoren darauf hin, dass in den meisten Staaten
Abstimmungen zeitlich unabhängig vonWahlen stattfinden und dass die Stimmbe-
teiligung mehrheitlich nur leicht unter der Wahlbeteiligung liegt. Weiter erklären
sie, dass die Beteiligung in den beobachteten Abstimmungen trotz teilweise
deutlich vorhersagbaren Ergebnissen erstaunlich hoch ist und dass lediglich in
Australien und der Schweiz eine Stimmmüdigkeit festzustellen ist (Butler und
Ranney, 1978a).

Lee (1978) untersucht Abstimmungen in Kalifornien und vergleicht ihr drop-
off mit dem der üblicherweise gleichzeitig stattfindenden Wahlen oder Vor-
wahlen. Dabei betont er, dass sich weniger als 10 Prozent der Urnengänger bei
Abstimmungen enthalten, wobei die effektive Stimmbeteiligung bei zeitgleichen
Präsidentschafts- oder Gouverneurswahlen niedriger ist als die Wahlbeteiligung,
bei Parlaments- oder Kongresswahlen ähnlich hoch ist wie diese. Für Initiativen
zeigt sich eine deutlich höhere Beteiligung als für Referenden, was er dadurch
erklärt, dass sie stärker umstritten sind, darum eine grössere Aufmerksamkeit
geniessen und die Leute somit eher zu einer Teilnahme animieren (Lee, 1978).

Ähnliche Resultate wie Lee (1978) findet auch Hertig (1981, 13) für die
USA. So nahm zwischen 1976 und 1979 die Hälfte der registrierten Wähler an
Abstimmungen teil, wenn diese gleichzeitig mit Wahlen stattfanden, während die
durchschnittliche Beteiligung an reinen Sachabstimmungen lediglich 28 Prozent
betrug. Bezüglich des drop-offs stellt Hertig (1981) fest, dass der Anteil an
Enthaltungen bei Initiativen mit 8 Prozent und bei Referenden mit 13 Prozent
deutlich höher ist als bei Wahlen mit 3 Prozent.

Auch in der Studie von Magleby (1994) werden in den USA auf langen Wahl-
scheinen die direktdemokratischen Entscheide oft nicht ausgefüllt, was er jedoch
eher darauf zurückführt, dass die Abstimmungsfragen erst am Ende des Wahl-
scheins aufgeführt werden.

Bowler und Donovan (1998) finden zudem wie bereits Lee (1978) und Hertig
(1981, 13) Unterschiede bezüglich des drop-offs zwischen den direktdemokrati-
schen Instrumenten. So zeigen sie in ihrer Untersuchung von 190 Abstimmungen
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1. Einleitung

in Kalifornien insbesondere ein deutlich geringeres drop-off bei Initiativen als
bei Referenden und ein deutlich höheres bei konstitutionellen Fragen verglichen
mit allen übrigen Vorlagenthemen (Bowler und Donovan, 1998, 53).

In der Neuauflage ihres Sammelbandes von 1978 ergänzen Butler und Ranney
(1994b) ihre Länderliste um weitere nichteuropäische Staaten und stellen dabei
fest, dass die meisten Staaten bereits in irgendeiner Form – sei es ad hoc oder als
regulärer Teil der Regierungs- oder Gesetzgebungstätigkeit – ein Referendum
abgehalten haben. In allen zwölf untersuchten Staaten liegt die durchschnittliche
Stimmbeteiligung zwischen 1945 und 1993 jedoch niedriger als die Wahlbetei-
ligung und sinkt zudem seit 1986 verglichen mit dieser weiter ab (Butler und
Ranney, 1994a).

Einen weiteren Einblick in die Unterschiede in der Abstimmungsbeteiligung
zwischen den verschiedenen Staaten Europas liefert der Sammelband von Gal-
lagher (1996a). In diesem fehlt zwar eine umfassende, vergleichende Betrachtung
der Beteiligung, jedoch verdeutlichen die Beschreibungen der einzelnen Staaten
diesbezüglich relevante Unterschiede. Auch hier zeigt sich für die meisten Staaten
eine deutlich niedrigere Abstimmungs- als Wahlbeteiligung (Gallagher, 1996b;
Ruin, 1996), wobei die Partizipation an beiden Beteiligungsformen jedoch häufig
parallel verläuft (van Holsteyn, 1996). Für Italien stellt Uleri (1996) sehr grosse
Schwankungen – bis zu 44 Prozentpunkte – in der Abstimmungsbeteiligung
zwischen verschiedenen Regionen, insbesondere zwischen dem Norden und dem
Süden des Landes, fest.

LeDuc (2002, 716) betont, dass die Stimmbeteiligung von einem Termin zum
nächsten viel stärker variieren kann als die Wahlbeteiligung, wobei einzelne
Vorlagen wie zum Beispiel das kanadische Verfassungsreferendum von 1992,
das norwegische Referendum zur EU-Mitgliedschaft von 1994 sowie die däni-
schen Referenden zum Abkommen von Edinburgh 1993 und dem Euro 2000 zu
besonders hohen Beteiligungsquoten geführt haben. Er deutet diese Ergebnisse
dahingehend, dass die Wählenden nicht unbedingt mit den Stimmenden identisch
sein müssen.

Die Relevanz der Partizipation legen schliesslich auch Szczerbiak und Taggart
(2004) dar, welche die Stimmbeteiligung zumBeitritt der zehn Staaten der fünften
EU-Erweiterungsrunde untersuchen und vermuten, dass diese Staaten aufgrund
ihrer (teilweise) kommunistischen Vergangenheit eine spezielle Unterkategorie
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